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Einleitung 

Grundrechte im EG-Kartellverfahren zu untersuchen, mag auf den ersten Blick 
als nicht sehr ertragreicher Ansatz erscheinen. Grundrechte spielen in der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs nicht die Rolle, die ihnen aufgrund des 
Verfassungsrechts etwa in Deutschland zukommt. Das Kartellverfahren als Instru-
ment zur Durchsetzung des materiellen Kartellrechts hat scheinbar eher wirtschaft-
liche als grundrechtliche Bezüge, die eine Betrachtung lohnen. 

Daß der Ansatz dennoch verfolgt wird, ist sicher auch nicht das Ergebnis einer 
"drückenden Last" alltäglicher Grundrechtsverletzungen, die Ipsen schon 1972 
nicht erkennen konnte, was für ihn das Problem adäquaten Grundrechtsschutzes auf 
Gemeinschaftsebene zu einem eher akademischen werden Iieß1• 

Wenn Jean Monnet die ihm zugeschriebene, auf den EG-Vertrag abzielende Be-
merkung "The whole treaty is about competition" wirklich geäußert haben sollt&, 
wird vielmehr klar, daß das Kartellrecht der EG ein lohnenswerter Ausgangspunkt 
für eine Untersuchung ist. Führt man sich zudem vor Augen, daß das Kartellverfah-
rensrecht mit seinen umfassenden Regelungen der Bereich ist, in dem traditionell 
die umfassendsten direkten Verwaltungskompetenzen der Gemeinschaft gegenüber 
einzelnen Unternehmen und Angehörigen von Mitgliedstaaten bestehen3, so wird 
klar, daß eine rechtsstaatliche Ordnung im Gemeinschaftsrecht die Präzisierung der 
Rechtspositionen erforderlich macht, die dem direkten Zugriff der Gemeinschafts-
organe, d. h. in erster Linie der Kommission, entgegengesetzt werden können4 • 

Das Verfahrensrecht hat zudem eine große Bedeutung für die Verwirklichung des 
materiellen Rechts, wie immer wieder hervorgehoben wird5• Wenn es auch nicht an 
Arbeiten zu einzelnen Problemen in Bezug auf grundrechtliche Gewährleistungen 
im Kartellverfahren fehlt6, erschien es ertragreich, eine Untersuchung zu mehreren 
Rechten anzustellen, die- auch mit Blick aufkünftige Entwicklungen- von Bedeu-

1 /psen, S. 716. 
2 V gl. die (leider noch nicht bestätigte) Behauptung bei Edward, 1989 Ford. Corp. Ins!. 383 

[385]. S. aber auch Ortiz Blanco, S. 1: "Competition policy is one ofthe Cornerstones ofthe Eu-
ropean Community." 

3 Zur Entwicklung des EG-Kartellverfahrensrechts vgl. das Weißbuch, S. 12 f. S. zur Ge-
schichte des europäischen Kartellrechts auch Brittan, Sir Leon, S. 26f. Zum Einfluß des deut-
schen Kartellrechts auf die Entwicklung in Europa vgl. Gerber, FS Fikentscher, S. 654 [668 f.]. 

4 Vgl. schon den Katalog als notwendig erachteter "Verteidigungsrechte" im Beitrag von 
Nebolsine aus dem Jahr 1959 (8 [ 1959] AJCompL 433 [461 ]). 

5 Vgl. nur Wamser, S. I und Brent. 44 [1995] ICLQ 255; s. auch schon Odent, S. 55. 
6 Vgl. etwa die Arbeiten von Hix, Girnau, Gillmeister, Hermanns und Weij.l. 
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tung sein können. Gegenüber der neueren Untersuchung von Weiß rechtfertigt sich 
die erneute Betrachtung zum einen dadurch, daß erstere nicht auf den Schutz von 
Geschäftsräumen eingeht und daß sich zum anderen die Rechtsgrundlagen etwa 
beim Recht auf Akteneinsicht oder in Bezug auf das Kartellverfahren und Grund-
rechte in England mittlerweile geändert haben. Außen vor bleibt allerdings auch in 
der vorliegenden Arbeit das Kartellrecht der Gemeinschaft für Kohle und StahF. Der 
EGKS-Vertrag tritt nach seinem Artikel97 im Jahr 2002 außer Kraft8, und die Vor-
schriften über das Kartellverfahren räumen der Kommission ("Hohen Behörde") nur 
Befugnisse in Bezug auf einen begrenzten Wirtschaftszweig ein. 

In der vorliegenden Arbeit soll der Umfang grundrechtlicher Gewährleistungen 
im EG-Kartellverfahren im Vergleich zu der Situation nach deutschem und engli-
schem Recht erörtert werden. Die Arbeit nimmt auf "Grundrechte" Bezug, wenn 
auch nicht alle der betrachteten Rechtspositionen Grundrechte im traditionellen 
Sinn darstellen. Deren Einstufung als "Verteidigungsrechte", die im französischen 
Sprachraum vorherrscht9 und auch in Entscheidungen des Europäischen Gerichts-
hofs zu finden ist10, erscheint demgegenüber im deutschen Sprachraum nicht mar-
kant genug, um die fundamentale Bedeutung der Rechtspositionen deutlich zu ma-
chen. Der Vergleich zum deutschen und englischen Recht erfolgt, weil der Gerichts-
hof die europäischen Grundrechte mit Blick auf die nationalen Verfassungsüberlie-
ferungen entwickelt hat11 • 

Die deutsche und die englische Rechtsordnung werden dabei als Ausprägungen 
der kontinentaleuropäischen, letztlich römisch-rechtlich vorgeprägten, und der 
Rechtskultur des Common Law betrachtet12• Das "englische" Recht beinhaltet für 
die Zwecke der Untersuchung auch Rechtsnormen, die in den anderen Teilen des 
Vereinigten Königreichs gelten. Wegen bestehender großer Unterschiede wie etwa 
im Falle Schottlands13 bleiben diese Teilrechtsordnungen aber ansonsten außen vor. 

Im ersten Teil der Arbeit sollen die Grundlagen für die Untersuchung einzelner 
Rechtspositionen gelegt werden: Zum einen gehören hierzu die Vorschriften über 
das Kartellverfahren in der Gemeinschaft, in Deutschland und in England. Weiter 
soll die Art und Weise des Grundrechtsschutzes in den drei Rechtsordnungen von 
ihrem Ausgangspunkt her betrachtet werden. Der Europäischen Menschenrechts-
konvention kommt in diesem Zusammenhang besondere Bedeutung zu, auch wegen 
ihrer bevorstehenden Inkorporierung ins englische Recht. 

7 V gl. hierzu Kuyperlvan Rijn, 2 [ 1982] Y. B. Eur. L. I [ 41 f.]. 
8 Nach Artikel 97 in der Fassung des Vertrages von Amsterdam endet die Geltungsdauer des 

Vertragesam 23. Juli 2002. 
9 Vgl. nur den Titel der Arbeit von Pliakos. 
10 Vgl. die Ausführungen beim Recht auf Auskunftsverweigerung, unten Kapitel6, C II. 
11 S. unten Kapitel 2, BI. 
12 Pescatore, ZEuP 1998, S. I [f.]. 
13 Vgl. dazu Tony Weir, ZEuP 1998, S.564 [564f.]. 



Einleitung 17 

Im zweiten Teil sollen dann einzelne Situationen untersucht werden, in denen 
grundrechtliche Gewährleistungen im Kartellverfahren in den drei Rechtsordnun-
gen von Bedeutung sein können. Der unmittelbare Vergleich erlaubt die Prüfung, in-
wieweit der Schutz Betroffener im Gemeinschaftsrecht hinter dem auf nationaler 
Ebene zurückbleibt. 

Schließlich soll ein kurzes Resümee der Untersuchung gezogen und in thesenar-
tiger Form zusammengefaßt werden. 

Nicht vorherzusehen waren bei Beginn der Bearbeitung die Pläne der Kommis-
sion zur Reformierung des Kartellverfahrens, die sie in einem Weißbuch niederge-
legt hat. Mit Rücksicht auf die aktuell angestoßene Diskussion der Vorschläge14 soll 
auf den Inhalt des Weißbuches am Ende der Arbeit ebenfalls kurz eingegangen wer-
den. 

14 Die Kommission hat bis zum 30. September 1999 Reaktionen zu ihrem Weißbuch erbe-
ten. Nach einer Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 12. Oktober 1999 geht der 
bisherige Generaldirektor der Generaldirektion IV, Schaub, davon aus, daß die reformierte Ver-
ordnung 17 erst im Jahr 2003 in Kraft tritt. 

2 Gumbel 
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